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  LIEBE LANGJÄHRIGE       
 FREUND*INNEN VON FIAN, 
 LIEBE MITGLIEDER,    

wir freuen uns, dass Ihr heute das FoodFirst im neuen Layout 
in den Händen haltet. Die etwas „luftigere“ Gestaltung soll das 
Lesen erleichtern und durch das modernere Design weiteres Pu-
blikum ansprechen. 

Diese Ausgabe legt den Schwerpunkt auf „Koloniale Kontinu-
itäten im Naturschutz“. Seit Jahren beschäftigt sich FIAN mit 
dem Thema Landgrabbing. Auch als „Naturschutz“ getarnt fin-
det diese Praxis insbesondere im globalen Süden statt. Lokale 
Gemeinschaften und indigene Völker werden von ihrem ange-
stammten Land vertrieben – oft gewaltvoll –, um „unberührte“ 
Natur zu bewahren oder wiederherzustellen.

Dies führt zu anhaltenden Ungerechtigkeiten und Menschen-
rechtsverletzungen. Traditionsreiches lokales Wissen wird igno-
riert und marginalisiert, wodurch nicht zuletzt die Ernährungs-
systeme zerstört werden. Die Anwendung von einem westlichen 
Naturverständnis trennt den Menschen von der Natur und hin-
dert damit einen wirklich effektiven Naturschutz.

FIAN bleibt konstant in seinem Engagement und dem Einsatz 
für das Menschenrecht auf Nahrung. Dafür haben wir über die 
Jahre hinweg viel Wertschätzung erfahren. Allerdings müssen 
wir uns in diesen turbulenten und teilweise finsteren Zeiten 
wappnen: Auch FIAN findet sich im Visier gesellschaftlicher wie 
politischer Strömungen, die zivilgesellschaftliche Arbeit diffa-
mieren und delegitimieren möchten. Umso mehr freuen wir uns 
auf die Mitgliederversammlung vom 8. – 10. Mai in Bonn und la-
den dazu noch einmal herzlich ein. Wir hoffen, möglichst viele 
von Euch beim Jubiläum zu sehen!

Dr. Friederike Diaby-Pentzlin 
und Janina Reimann

1. und 2. Vorsitzende 
von FIAN Deutschland
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ERFOLGREICHES AKTIVENTREFFEN
Ende Januar haben sich die FIAN-Lokalgruppen, Multiplikator*innen 
sowie Interessierte in Köln getroffen. Neben dem Austausch über 
ihre Arbeit standen der Ausblick auf den 40. Geburtstag von FIAN 
sowie geplante Aktivitäten für 2026 im Zentrum des Treffens. Zu Be-
ginn stellten Wolfram Boecker und Marita Zaramba-Lenzen die ver-
heerenden Auswirkungen der Fleischindustrie auf agrarökologische 
Projekte kleinbäuerlicher Gemeinen in Brasilien vor. Eine Delegation 
von FIANistas hatte im November mehrere Gemeinden in der Region 
Cerrado besucht, die sich gegen Sojaplantagen in ihrer Nähe wehren.

Die Gruppe entwickelte viele kreative Ideen, um anlässlich des 
Jubiläums in der Öffentlichkeit auf FIAN aufmerksam zu machen. 
Die Vorschläge reichen von einem Kochbuch mit 40 Gerichten aus 
Ländern, in denen FIAN aktiv ist, bis hin zur Kooperation mit Freiwil-
ligen-Agenturen. Weitere Möglichkeiten zu Veranstaltungen bieten 
Filmgespräche zur Dokumentation The Pickers oder Theatervorstel-
lungen mit dem „Hüter-Ensemble“. Für die Wanderausstellung, die 
FIAN derzeit erstellt, haben die Teilnehmer*innen viele Anregungen 
zusammengetragen, wie diese interaktiv gestaltet werden kann. 

ANGRIFFE AUF ZIVILGESELLSCHAFT: 
AUCH FIAN IM VISIER 

Rechtspopulistische Akteure verschärfen ihre Kampagnen gegen 
Zivilgesellschaft und Kirchen und diskreditieren gezielt deren Ein-
satz für Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit oder Klimaschutz. So 
diffamiert die „Initiative Transparente Demokratie“ aktuell FIAN, 
Inkota, Brot für die Welt und Misereor als ideologisch gesteuerte 
Akteure und wirft ihnen gar eine „Förderung von Vandalismus“ vor. 
Unser gemeinsamer Einsatz für das Recht auf Nahrung, faire Lie-
ferketten oder die Rechte von Indigenen wird als parteipolitische 
Einflussnahme bezeichnet.

Solche Unterstellungen verzerren komplexe inter-
nationale Konflikte und kriminalisieren die zivilgesell-
schaftliche Arbeit. Die Narrative folgen dabei einem 
autoritären Muster: Kritische Stimmen werden wahl-
weise als staatsgesteuert oder – im Gegensatz dazu – 
als extremistisch bezeichnet, um ihre Glaubwürdigkeit 
zu untergraben. Wer Missstände benennt, gerät unter 
Generalverdacht. Eine lebendige Demokratie braucht 
jedoch starke, unabhängige Organisationen. Angriffe 
auf kirchliche Hilfswerke und Menschenrechtsorgani-
sationen sind Angriffe auf die demokratische Teilhabe. 
FIAN wird sich hiervon nicht einschüchtern lassen.
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FIAN-JUBILÄUM: 
MIT GESCHENKSPENDEN DIE 
MENSCHENRECHTE FÖRDERN
Immer wieder gibt es Anlässe, etwas zu verschen-
ken. Es gibt zwei wichtige Möglichkeiten, damit die 
Menschenrechte aktiv zu unterstützen: Verschenken 
Sie eine Mitgliedschaft bei FIAN und ermöglichen 
Sie Ihren Lieben, uns näher kennenzulernen oder 
selbst aktiv zu werden. Oder Sie verschenken eine 
Spende mit einer persönlichen Geschenkurkunde, 
die direkt unsere Arbeit für das Recht auf Nahrung 
fördert. So wird jedes Geschenk zu einem Beitrag 
für Gerechtigkeit und Solidarität.

Wenn Sie ein eigenes Fest planen, können Sie 
sich statt Geschenke Spenden für FIAN wünschen. 
Ob Geburtstag oder Jubiläum – Gäste können Spen-
den direkt an uns überweisen, oder Sie sammeln 
bei Ihrem Fest. Neu und besonders praktisch: on-
line eine persönliche Spendenaktion anlegen und 
den Link unkompliziert teilen. Wir helfen gerne mit 
Tipps und Ideen. In Zeiten wachsender gesellschaft-
licher und finanzieller Herausforderungen sind sol-
che Aktionen besonders wertvoll, um unsere Arbeit 
für die Menschenrechte zu stärken und zugleich Auf-
merksamkeit für das Recht auf Nahrung zu schaffen.

Alle Informationen unter: 
www.fian.de/mitmachen/sinnvoll-schenken
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AGRARREFORMEN: FIAN BEI ICARRD-KONFERENZ

20 Jahre nach der bedeutenden Agrarreform-Konferenz ICARRD fand 
vom 24. bis 28. Februar in Kolumbien die Folgekonferenz ICARRD+20 
mit Teilnehmenden aus über 100 Ländern statt. FIAN hatte sich 
zusammen mit Bäuer*innen-Organisationen und anderen Gruppen 
stark für die Konferenz eingesetzt und auch daran teilgenommen. 

Dass Agrarreformen und die Umverteilung von Land angesichts 
der gewaltig wachsenden Landkonzentration – auch in Deutschland 
und Europa – wieder als wichtiges Instrument zu Bekämpfung von 
Hunger und Umsetzung des Rechts auf Nahrung anerkannt werden, 
ist ein wichtiger Schritt. Kritik gab es jedoch, da die offizielle Ab-
schlusserklärung die spezifischen und völkerrechtlich verbrieften 
Rechte von Indigenen, Kleinbäuer*innen und anderer Gruppen un-
ter dem Begriff „lokale Gemeinden“ subsumierte. 

Die Ergebnisse werden nun in die Welternährungsorganisation 
FAO sowie den Welternährungsausschuss getragen. Eine Folgekon-
ferenz innerhalb von drei Jahren soll die Dynamik zum Thema hoch-
halten und die Umsetzung der Ergebnisse nachhalten.

JETZT VORMERKEN: 

FIAN-WANDERAUSSTELLUNG 
Ab Mai 2026 ist die neue Wanderausstellung „Mit Men-
schenrechten unsere Zukunft gestalten“ bundesweit 
kostenfrei ausleihbar. Sie zeigt anschaulich, wie Men-
schenrechte helfen können, eine gerechte und lebens-
werte Zukunft zu sichern – für heutige und zukünftige 
Generationen (die Abb. zeigt den aktuellen Entwurf).
Anhand ausgewählter Beispiele aus der FIAN-Fallarbeit 
wird deutlich, wie Rohstoffabbau, Klimakrise und der 
Verlust der biologischen Vielfalt die Lebensgrundlagen 

weltweit bedrohen. Zugleich macht die Aus-
stellung sichtbar, warum diese Fragen gera-
de auch in Deutschland Bedeutung haben. 
Sie ermuntert Menschen (insbesondere jun-
ge), aktiv Verantwortung zu übernehmen. 
Die Ausstellung richtet sich an Bildungsein-
richtungen, Kommunen, zivilgesellschaft-
liche Initiativen und öffentliche Orte wie 
Rathäuser, Volkshochschulen, Schulen oder 
Bibliotheken. Begleitend bietet FIAN pass-
genaue Bildungsveranstaltungen an, die von 
FIAN-Referent*innen oder Multiplikator*in-
nen durchgeführt werden können. 

Bei Interesse, die Ausstellung zu zeigen, 
freut sich FIAN über eine Nachricht an 
g.falk@fian.de oder 
b.lehmann-detscher@fian.de
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 Zivilgesellschaftliche 

 Begleitkonferenz 

UGANDA: 
RECHTSSTREIT 
KAWERI
Ende 2025 war bei den Klä- 
ger*innen im Gerichtsver-
fahren gegen die Kaweri 
Coffee Plantation und den 
ugandischen Staat Hoff-
nung auf ein baldiges Ur-

teil aufgekeimt. Bei zwei Gerichtsterminen wurden 
erstmals Zeug*innen verhört. Doch nun wurden sie 
erneut enttäuscht. Zum Verhandlungstermin am 27. 
Januar erschien der Richter des High Court Muben-
de nicht – über die Gründe dafür kann nur spekuliert 
werden. 

Die anwaltlichen Vertreter beider Seiten waren zum 
Termin angereist und zogen in Erwägung, sich even-
tuell doch gütlich zu einigen. Bedingungen für die 
notwendigen Verhandlungen müssten aber zunächst 
noch formuliert und verhandelt werden. Eine Medi-
ation durch eine*n (pensionierte*n) Richter*in wäre 
für den Anwalt der Vertriebenen eine Voraussetzung. 
Zunächst aber müssten alle Kläger*innen über diesen 
Vorschlag und seine möglichen Folgen umfassend in-
formiert werden. FIAN Uganda bemüht sich darum, 
hierfür einen Workshop vor Ort zu organisieren.
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UNTERNEHMENSVERANTWORTUNG:

EIN AUF UND AB
Nach den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte (2011) sind Unternehmen ver-
pflichtet, die Menschenrechte entlang ihrer gesam-
ten Wertschöpfungskette zu achten und zu fördern. 
Nachdem ein Versuch scheiterte, auf das freiwilli-
ge Engagement von Großunternehmen zu bauen, 
wurden im Lieferkettengesetz verbindliche Sorg-
faltspflichten verankert. Die Regelungen entfalten 
bereits positive Wirkung, wie etwa im Fall eines 
Bananenproduzenten in Costa Rica, der auf Druck 
einer Supermarktkette betroffenen Arbeiter*Innen 
einbehaltene Löhne auszahlte. Das Gesetz hat aber 
Schwächen, etwa fehlt der Zugang zu Justiz für 
Betroffene. Auf europäischer Ebene wurden diese 
und weitere Lücken mit der EU-Lieferkettenrichtli-
nie zwar zunächst geschlossen. Das Gesetz wurde 
aber Ende letzten Jahres unter dem Vorwand von 
Bürokratieabbau wieder deutlich abgeschwächt. 
Bei der anstehenden Umsetzung der EU-Richtlinie 
in deutsches Recht setzen sich FIAN und der AK 
Jura weiterhin für ein wirksames Lieferkettenge-
setz ein – mit einem Zugang zur Justiz durch eine 
zivilrechtliche Haftungsregelung. 

Kontakt AK Jura: AkJuraFian@gmx.de 

SPONSORING: 
MUSEUM REAGIERT 
AUF KRITIK VON  
 FIAN
FIAN hat zusammen mit Menschen-
rechts- und Umweltorganisationen 
einen Offenen Brief an das Kölner 
Rautenstrauch-Joest-Museum und 
die Stadt Köln gerichtet. Anlass 
war die Ausstellung „AMAZÔNIA“ 
des Fotografen Sebastião Salgado 
über das Leben von Indigenen. 
Diese wird von KfW, DEG und der 

Zurich Versicherung gesponsert. Die Finanzakteure stehen wegen 
klimaschädlicher und menschenrechtsverletzender Projekte in der 
Kritik – etwa bei Landvertreibungen, Entwaldung und Investitionen 
mit negativen Folgen für Indigene. Die unterzeichnenden Organisa-
tionen – darunter ECCHR, Urgewald, GfbV und FDCL – kritisieren die 
Zusammenarbeit als Greenwashing. 

Der im vergangenen Jahr verstorbene Salgado hat sich über 
viele Jahre hinweg für die Rechte von Landlosen und Indige-
nen engagiert. Auch die brasilianische Landlosenbewegung und 
FIAN hatte Salgado unterstützt. Nachdem ein direktes Schrei-
ben an die Museumsleitung unbeantwortet blieb, initiierte FIAN 
den Offenen Brief. Das Museum reagierte darauf mit einem Ge-
sprächsangebot. FIAN hat dies angenommen und setzt nun 
auf eine kritische Aufarbeitung und klare Vorgaben für Spon- 
soringentscheidungen.

BERLIN: EIN WOCHENENDE IM 
ZEICHEN DER AGRARWENDE
Unter dem Motto „Haltung zeigen!“ setzte FIAN gemeinsam mit 
8.000 Demonstrierenden ein kraftvolles Zeichen für das Menschen-
recht auf Nahrung. Den Auftakt hierzu machte eine Schnippeldisco, 
bei der gemeinschaftlich Suppe für den Protesttag vorbereitet wurde.

Am Morgen darauf wurde eine Protestnote an die 
Staatssekretärin des Landwirtschaftsministeriums über-
geben; Deutschland organisiert im Januar stets die 
größte internationale Konferenz von Agrarministerien. 
FIAN und viele Partnergruppen fordern darin eine De-
mokratisierung der internationalen Wasserpolitik und 
kritisieren den Ausschluss unseres Partners La Via Cam-
pesina vom Forum der Junglandwirte. Bei der „Wir ha-
ben es satt!“-Demo standen dann faire Preise und der 
Schutz bäuerlicher Betriebe im Zentrum. 

Den Abschluss bildete das „Fest der Agrarwende“. 
Hier stellten FIAN und andere zusammen das Positi-
onspapier „Mit Agrarökologie in die Zukunft“ vor und 
mobilisierten für die Europäische Bürgerinitiative 
„Nahrung ist ein Menschenrecht für alle“. Ziel für 2026 
ist es, eine Million Unterschriften für eine gerechte 
Agrarpolitik zu sammeln. Das Wochenende zeigte: Ver-
änderung gelingt durch gemeinsames Handeln!
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Der moderne Naturschutz hat seine Ursprünge im 19. 
Jahrhundert und ist eng mit der Kolonialgeschich-
te sowie einer spezifisch westlichen Vorstellung von 
„Wildnis“ verknüpft. Der Yellowstone-Nationalpark in 
den USA, 1872 als erster Nationalpark der Welt gegrün-
det, wurde als menschenleere „ursprüngliche“ Wildnis 
konzipiert – obwohl das Gebiet von mindestens 27 In-
digenen Völkern bewohnt oder zumindest zeitweilig 
genutzt wurde. Die gewaltsame Vertreibung dieser Ge-
meinschaften war kein Zufall, sondern ein essenzieller 
Bestandteil des „Yellowstone-Modells“.

Dieses Modell basiert auf der Idee, dass Natur nur 
dann „rein“ und schützenswert sei, wenn sie von 
menschlicher Nutzung unberührt bleibt. Diese Vorstel-
lung wurde im 20. Jahrhundert global exportiert, oft 
mit verheerenden Folgen. Nach häufig zitierten Schät-
zungen überschneiden sich bis zu 50 Prozent der heu-
tigen Schutzgebiete mit angestammten Territorien In-
digener Völker, was zu Vertreibungen, Entrechtung und 
Assimilation geführt hat.

Die philosophische Grundlage dafür lieferte die eu-
ropäische Aufklärung, die indigene Lebensweisen häu-
fig als „rückständig“ und ihre Territorien als „herren-
los“ interpretierte. Der Naturschutz wurde so teilweise 
zum Vehikel kolonialer Machtstrukturen, die bis heute 
nachwirken.

Wissenschaftliche Widerlegung des Wildnis-Mythos
Studien zeigen, dass dieser sogenannte „Festungsnatur-
schutz“ nicht nur menschenrechtliche Probleme verur-
sacht, sondern auch aus Sicht des Naturschutzes oft we-
niger effektiv ist als indigene Bewirtschaftungsformen. 
Ein erheblicher Teil der globalen Biodiversität befindet 
sich auf Territorien Indigener Völker. Diese Gebiete er-
weisen sich beispielsweise als widerstandsfähiger gegen 
Dürren und Brände und fungieren häufig als effektive 
Kohlenstoffspeicher.

Die Annahme, dass Biodiversität am besten in men-
schenleeren Räumen gedeiht, gilt in der Forschung 
daher zunehmend als überholt. Zahlreiche Studien be-

DEKOLONIALER NATURSCHUTZ: VOM YELLOWSTONE-
MODELL ZUR INDIGENEN LEITUNG

06 Thema Kolonialer Naturschutz

Die globale Biodiversitäts- und Klimakrise stellt die Menschheit vor existenzielle Herausforderungen. 
Als Antwort darauf hat die internationale Staatengemeinschaft 2022 das Kunming-Montreal Global Bio-
diversity Framework (GBF) verabschiedet, das bis 2030 den Schutz von 30 Prozent der Land- und Mee-
resflächen („30x30“) vorsieht. Doch die zentrale Frage lautet: Wie soll dieser Schutz erreicht werden? 
Soll er – wie seit über 150 Jahren praktiziert – durch die Ausweisung von Schutzgebieten nach westli-
chem Vorbild erfolgen, welche die Menschen ausschließen? Oder bietet sich endlich die Chance für einen 
Paradigmenwechsel – einen Naturschutz, der diejenigen in den Mittelpunkt stellt, die diese Ökosysteme 
über Jahrtausende bewahrt haben: Indigene Völker und lokale Gemeinschaften?

 Der Yellowstone Park empfängt  

„zum Nutzen und Vergnügen der Menschen“, 

meint jedoch nicht alle. 



legen, dass Indigene Völker durch traditionelle Praktiken – etwa 
kleinräumige Brandrodung, nachhaltige Jagd oder vielfältige For-
men lokaler Landschaftspflege – komplexe Kulturlandschaften ge-
schaffen haben, die eine hohe Artenvielfalt fördern.

Indigene Territorien sind daher meist keine „unberührte Wildnis“, 
sondern Ergebnis jahrtausendelanger Nutzung und Pflege. In der An-
thropologie spricht man in diesem Zusammenhang von „anthropogen 
geprägten Landschaften“. Die heutige Biodiversitätskrise ist somit 
weniger eine Folge einer menschlichen Präsenz als solcher, sondern 
vielmehr der Zerstörung dieser kulturell geprägten Ökosysteme und 
der Vertreibung ihrer traditionellen Bewohner*innen.

Dekolonialer Naturschutz: Ein Paradigmenwechsel
Ein dekolonialer Naturschutzansatz versteht Indigene Völker nicht 
primär als Betroffene, sondern als zentrale Akteure. Im Mittelpunkt 
stehen dabei die Anerkennung territorialer Rechte, die Stärkung in-
digener Governance-Strukturen und die Einbindung traditionellen 
Wissens in Naturschutzstrategien.

Das oben genannte Kunming-Montreal Global Biodiversity Fra-
mework trägt dieser Perspektive teilweise Rechnung, indem es die 
Anerkennung indigener und traditioneller Territorien sowie eine ge-
rechte Regierungsführung betont. Die praktische Umsetzung bleibt 
jedoch herausfordernd. Trotz ambitionierter Ziele fließen bislang nur 
begrenzte Finanzmittel direkt an indigene Gemeinschaften. Und Ver-
treibungen im Namen des Naturschutzes kommen weiterhin vor.

Ein vielbeachtetes Beispiel für einen stärker partizipativen Ansatz 
ist die Inclusive Conservation Initiative (ICI), die 2019 von der Glo-
bal Environment Facility (GEF) ins Leben gerufen wurde. Die ICI stellt 
indigene Führungspersönlichkeiten bewusst in den Mittelpunkt. Ihr 
strategisches Leitungs- und Aufsichtsgremium, das über die Vergabe 
der Mittel entscheidet, besteht ausschließlich aus indigenen Vertre-
ter*innen. Mit über 25 Millionen US-Dollar – plus rund 90 Millionen 
Dollar Kofinanzierung – unterstützt die ICI derzeit neun indigene 
Projekte, von denen mehrere länderübergreifend in insgesamt zwölf 
Staaten umgesetzt werden – von der Sicherung von Landrechten für 
Massai-Frauen in Tansania bis zur Stärkung Indigener Führungsräte 
auf den Cookinseln.

Erste Ergebnisse gelten als vielversprechend: In Tansania konn-
ten über 500.000 Hektar Land rechtlich gesichert werden, in Chile 
wurde ein historisches Ko-Management-Abkommen mit Mapuche-Ge-
meinschaften geschlossen. Diese Beispiele deuten darauf hin, dass 
Naturschutz besonders wirksam sein kann, wenn lokale und indigene 
Akteure eine führende Rolle einnehmen.

Fazit: Naturschutz mit den Menschen, nicht gegen sie
Trotz erkennbarer Fortschritte bleibt der Weg zu einem umfassend 
dekolonial ausgerichteten Naturschutz anspruchsvoll. Bürokratische 
Hürden, komplexe Berichtsanforderungen und die institutionelle 
Trägheit großer Naturschutzorganisationen erschweren vielfach die 
Zusammenarbeit. Gleichzeitig sind Reformbewegungen sichtbar. Or-
ganisationen wie die International Union for Conservation of Nature 
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Ao. Univ.-Prof. Dr. René Kuppe 
ist Jurist und Kulturanthro-
pologe in Wien und engagiert 
sich seit Jahrzehnten für die 
Rechte indigener Völker – 
unter anderem als Board 

Member der International Work Group for Indigenous 
Affairs (IWGIA).

 Verabschiedung vom Kunming Montreal 

 Global Biodiversity Framework 

Fo
to

: W
el

th
au

s 
Gr

az

(IUCN) und Conservation International bemühen sich 
zunehmend, indigene Partner stärker und auf Augen-
höhe einzubinden. 

Dekolonialer Naturschutz ist dabei kein romanti-
sches Ideal, sondern ein Ansatz, der sowohl normative 
als auch praktische Argumente für sich beansprucht. 
Initiativen wie die ICI zeigen, dass stärker partizi-
pative Modelle sowohl Fragen der Gerechtigkeit als 
auch der umweltpolitischen Effektivität adressieren 
können. Die entscheidende Herausforderung besteht 
nun darin, politische Zusagen in konkrete Praxis zu 
überführen und Indigene Völker als dauerhafte Part-
ner im globalen Biodiversitätsschutz anzuerkennen. 
Langfristig geht es weniger darum, Natur grundsätz-
lich vom Menschen zu trennen, sondern tragfähige 
Formen des Zusammenwirkens zwischen menschlichen 
Gesellschaften und Ökosystemen zu entwickeln.

 Tansania: 

 Nationalpark Serengeti 
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Stephanie A. Janke ist Entwick-
lungssoziologin und absolviert 
aktuell einen Master in Nachhal-
tigem Entwicklungsmanagement.
Seit April 2025 ist sie Bundes-
freiwillige bei FIAN.

Europäische Naturschutzorganisationen wie African Parks er-
obern mit jedem weiteren Hektar Schutzgebiet Macht und Kon-
trolle über den afrikanischen Kontinent zurück. Mit dem Argu-
ment, gegen „organisierte Wilderei“ vorzugehen, rüsten die 
Naturparks auf. Leidtragende sind lokale Bauern und Indigene.

African Parks ist mit 23 Naturparks in 13 afrikanischen Ländern 
eine der mächtigsten europäischen Artenschutzorganisationen. Das 
Privatunternehmen lockte im Jahr 2024 rund eine Viertelmillion 
Besucher*innen an. Lokale Gemeinschaften haben wie bereits zu 
Kolonialzeiten zumeist keinen oder nur einen sehr eingeschränkten 
Zugang zu den mittlerweile 20 Millionen Hektar großen Schutzge-
bieten, obwohl sie für Nahrung und andere Lebensbedürfnisse auf 
die Ressourcen der Parks angewiesen sind.

Militarisierung von Naturschutz
Wie kommt eine ausländische Organisation zu so viel Einfluss? An-
fang der 2000er Jahre, als viele afrikanische Staaten Schwierigkei-
ten hatten, ihre Schutzgebiete zu finanzieren, wurden langfristige 
Managementverträge ausgehandelt. Den Naturschutzorganisationen 
wurde die operative, administrative und finanzielle Kontrolle über-
tragen. Die Parks bleiben formell Eigentum des jeweiligen Staates. 
Faktisch aber werden Entscheidungsbefugnisse übertragen, die weit 
in die Souveränität der Länder hineinreichen. Zum Beispiel werden 
staatliche Kompetenzen wie das Recht auf Festnahme und das Ge-
waltmonopol abgetreten. 

Diese Rechte werden vielfach missbraucht. Die Fälle von Men-
schenrechtsverletzungen gegen lokale Bauern und Indigene durch 
bewaffnete Parkhüter häufen sich. Die Suche nach Feuerholz, Heil-
kräutern oder das Erlegen eines Tieres zum Eigenbedarf wird mit 
kriminellen Aktivitäten organisierter Wilderei gleichgesetzt. 

Exemplarisch dafür stehen schwerwiegende Menschenrechts-
verletzungen wie Folter, Vergewaltigungen und Zwangsvertreibun-
gen gegen Baka Indigene im Kongo, die im heutigen Odzala-Ko-
koua-Nationalpark lebten. African Parks hat die Vorwürfe nach einer 
internen Untersuchung zwar eingestanden. Es bleibt aber die Frage, 

inwieweit mit der systematischen Bewaffnung und mi-
litärischen Ausbildung der Parkhüter die strukturellen 
Bedingungen für Repressalien gegen die einheimische 
Bevölkerung geschaffen wurden.

Finanzierung bedeutet Verantwortung 
Westliche Naturschutzakteure finanzieren die Ausbil-
dung und Ausrüstung der Ranger mit und beteiligen 
sich an der Schaffung von Institutionen und Gesetzen 
zu Strafverfolgungsmaßnahmen. Daher sind sie mit-
verantwortlich für Menschenrechtsverletzungen und 
die Kriminalisierung der lokalen Bevölkerung.

Die EU betätigte sich in den letzten Jahren mit 150 
Millionen Euro als größter öffentlicher Geldgeber für 
African Parks. Auch deutsche Entwicklungsakteure wie 
die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(giz) und die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
sowie NGOs und Stiftungen wie der WWF und die Zoo-
logische Gesellschaft Frankfurt fördern Naturschutz-
projekte. Die finanziellen Zuwendungen bewirken 
weitreichende Mitsprache- und Entscheidungsrechte, 
die sich massiv auf die Naturschutzpolitik Afrikas und 
den Umgang mit Menschenrechten auswirken. Diese 
Fremdbestimmung reduziert sich jedoch nicht nur auf 
African Parks, sondern breitet sich auf dem gesamten 
Kontinent aus. Erkennbar werden dadurch neokolo-
niale Machtstrukturen, die nach außen überwunden 
schienen, jedoch im modernen Naturschutz in gewan-
delter Form wieder aufleben. 

 AFRICAN PARKS: 
 EINE KOLONIALE RENAISSANCE 
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RECHTE DER NATUR: 
ANERKENNUNG DER VERBUNDENHEIT 
VON MENSCH UND NATUR

Der Río Marañón, der Titicacasee, die stachellose Biene der 
Gattung Melipona: immer mehr natürliche Entitäten werden 
als Rechtssubjekte anerkannt. Durch ihre rechtliche Anerken-
nung kann die Natur – vertreten durch Treuhänder wie Umwelt-
verbände oder Indigene Gemeinden – vor Gericht ihre Rechte 
geltend machen. 

Die Bewegung zu diesem innovativen Rechtsinstrument wächst 
global stetig an. Zivilgesellschaft, Indigene Völker und lokale Ge-
meinschaften kämpfen gemeinsam für die Natur als Trägerin eige-
ner subjektiver Rechte. Neben dem Schutz natürlicher Ökosysteme 
und dem Erhalt einer gesunden Umwelt verhilft die Anerkennung 
solcher Rechte Indigenen Völkern und lokalen Gemeinschaften, 
ihre Selbstbestimmung zu verteidigen sowie ein Leben nach ihrer 
individuellen Lebensvorstellung und diskriminierungsfrei auf ihrem 
angestammten Land zu verwirklichen. 

Unterstützung durch Gerichtshof
Die den Rechten der Natur zugrundliegende Lebensphilosophie be-
greift den Menschen als Teil der Natur. Der Schutz und Erhalt von 
Ökosystemen dient unmittelbar der Bewahrung der Lebensgrundlagen. 
Auch der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte machte 
2025 in seinem Gutachten OC 32/25 deutlich, dass Menschenrechte 
und eine intakte Umwelt in einer Wechselbeziehung stehen.

Im Falle der stachellosen Biene trieb insbesondere die Biologin 
und Naturschützerin Rosa Espinoza – gemeinsam mit der peruani-
schen indigenen Gemeinschaft der Asháninka – die Anerkennung 
als Rechtssubjekt voran. Die Biene ist wie viele weitere Arten durch 
Entwaldung, Klimakatastrophe und Pestizideinsatz in ihrem Über-
leben bedroht. Ein in der Provinz Satipo seit Dezember 2025 ver-
bindlich geltendes Gesetz anerkennt nun das Recht der Bienen zu 
existieren und garantiert den Erhalt ihres Lebensraums. 

Neben ihrer Rolle als Bestäuberin heimischer Pflan-
zenarten kommt ihr auch eine kulturelle und spiri-
tuelle Bedeutung für die Völker der Asháninka and 
Kukama-Kukamiria zu. Das Indigene Wissen zur Ho-
niggewinnung und dessen Nutzung als traditionelles 
Medizinprodukt wird seit Generationen weitergetra-
gen. Der rechtliche Schutz der Bienen schützt somit 
das Ineinandergreifen traditioneller Lebensweisen 
und funktionierender Ökosysteme. 

Schutz von Umwelt und Menschenrechten
Auch zwischen dem Río Marañón und der Gemein-
schaft der Kukama besteht eine besondere Verbin-
dung. Die anhaltende Verunreinigung des heiligen 
und lebenswichtigen Gewässers durch eine Ölpipeline 
veranlasste Frauen der Kukama, vor Gericht die Aner-
kennung subjektiver Rechte des Flusses einzufordern. 
Nach jahrelanger Missachtung Indigener Rechte war 
dieses Vorgehen von Erfolg gekrönt: Mit einem Ur-
teil des Gerichts in Nauta wurde die Verletzung des 
Rechts auf eine gesunde Umwelt des Kukuma-Volkes 
anerkannt und der Staat verpflichtet, den Quellfluss 
des Amazonas zu schützen und dem Recht auf eine 
gesunde Umwelt vollständig Geltung zu verschaffen. 
Die staatliche Pflicht wird unabhängig vom Menschen 
statuiert, unter Anerkennung eigenständiger Rechte 
des Río Marañons. 

Rechte von Natursubjekten können somit ein ef-
fektives Instrument im Kampf Indigener Völker gegen 
umweltzerstörerische Projekte und für Ernährungs-
souveränität darstellen. Die juristische Anerkennung 
der Verbindung von Mensch und Natur führt im bes-
ten Falle zum Schutz von Menschenrechten und zum 
Schutz der Natur.

Janina Reimann ist Juristin 
und 2. Vorsitzende von FIAN 
Deutschland. Sie promoviert 
am Kassel Institute for 
Sustainability der Universität 
Kassel.

San Lorenzo am Río Marañón
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Obwohl der Ökotourismus nur drei Prozent aller welt-
weiten Reisen ausmacht, stellt er ein rasant wach-
sendes, hochlukratives Segment mit Jahresumsätzen 
von 280 Milliarden Dollar dar. Jährlich entstehen 
tausende neue Unternehmen, die den Bau von Hote-
lanlagen, exklusiven Öko-Resorts und Infrastruktur 
vorantreiben. Diese sind vornehmlich an den Bedürf-
nissen von Reisenden mit hohen Komfortansprüchen 
ausgerichtet. Es überrascht daher wenig, dass für 
den Großteil solcher Projekte negative ökologische 
und soziale Folgen nachzuweisen sind. Veränderte 
Landschaften und erhöhter Ressourcenverbrauch 
belasten nicht nur die Natur, sondern auch die Lo-
kalbevölkerung, die auf einen intakten Lebensraum 
angewiesen sind.

Green Grabbing für naturbasierten Tourismus
Landflächen in Ländern des Globalen Südens ver-
knappen bereits aufgrund von Rohstoffabbau und 
großflächigen Agrarstrukturen. Angetrieben von den 
Zielen einer neoliberalen Umweltpolitik setzt sich 
die Dynamik nun unter „grünen“ Vorzeichen fort. 
Green Grabbing beschreibt die Aneignung, Privati-
sierung oder Kontrolle von Land und Ressourcen für 
den Umwelt-, Klima- oder Naturschutz. 

Zur Landnahme im Naturschutz zählen die Er-
richtung von Schutzgebieten, Nationalparks und 
Biosphärenreservaten. Gastgeberstaaten geben im 
Austausch gegen Fördergelder die Kontrolle über 
Landflächen an ausländische Naturschutz- und Ent-
wicklungsakteure ab – dies auch mit der Aussicht, 

mit attraktiven Naturarealen Einnahmen zu sichern. 
Tourismusprojekte – vor allem ihre ökologische Va-
riante – sind in diese Prozesse vielfach eingebettet. 

Der Ökotourismus-Boom zieht deshalb auch zu-
nehmend private Kapitalanleger an. Mangelnde 
Regulierungen der Gastgeberstaaten machen es In-
vestoren und Unternehmen leicht, sich lokale Land-
flächen anzueignen. 

Während Akteure der Entwicklungspolitik, des Na-
turschutzes sowie Unternehmen gleichermaßen mit 
einer grünen Agenda werben, wonach alle Beteilig-
ten von der Zusammenarbeit zwischen Naturschutz-
vorhaben und Ökotourismus profitieren, bleiben 
die versprochenen Vorteile für lokale und indigene 
Bevölkerungsgruppen meist gering. Mehr noch: Der 
Ausverkauf von Landflächen geht auf ihre Kosten. 
Dies kann sich auch nicht ändern, so lange sie von 
Entscheidungen, Zugang und Nutzung dieser Gebiete 
ausgeschlossen bleiben.

Menschenrechte im Ökotourismus
Naturschutzmaßnahmen, auf denen der Ökotouris-
mus aufbaut, erfolgen häufig unter Ausschluss je-
ner, die diese Räume über Generationen zumeist als 
Gemeingut bewirtschaftet und ökologisch erhalten 
haben. Enteignung, Verdrängung, Vertreibung wer-
den zur neuen Lebensrealität. Prekäre Arbeitsplätze 
bei touristischen Unternehmen können nicht als Er-
satz für verlorenen Lebensraum, die Verfügung über 
natürliche Ressourcen durch Jagd, Fischerei oder 
kleinbäuerliche Landwirtschaft und damit für den 

GREEN GRABBING: LANDAUSVERKAUF  
 FÜR DEN ÖKOTOURISMUS
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Die „No-Impact“-Philosophie des Ökotourismus – begriffen als nachhaltiger Tourismus in öko-
logisch sensiblen Gebieten – verspricht, sich beinahe „spurenlos“ durch die Natur und Lokal-
strukturen seiner Reiseziele zu bewegen. Mehr noch sollen Erlöse zur Renaturierung geschä-
digter Areale und zu nachhaltigen Einkommens- und Entwicklungseffekten der Bevölkerungen 
beitragen. Naturschutz und die Achtung von Menschenrechten gehen in diesem Modell Hand in 
Hand. Soweit die Theorie.

 Tansania: Protest gegen  

 Tourismusprojekt  



Menschenrechten im Naturschutz beitragen. Dieses 
Unternehmen teilt das Management gleichberechtigt 
mit den Indigenen Ese-éja, die mit 60 Prozent der 
Einnahmen profitieren. Solche Beispiele zeigen, dass 
Naturschutz und lokale Wertschöpfung kompatibel 
sein können, wenn sie gemeinschaftsbasiert sind. Sie 
bleiben jedoch die Ausnahme. Erfolgreiche Projekte 
zeichnen sich durch klare Prinzipien aus: staatliche 
Regulierung für eine gleichberechtigte Partizipation 
der Lokalbevölkerung, gesicherte Landrechte, eine 
Schutzpolitik auf Grundlage lokalen Naturwissens so-
wie dem Fokus auf lokale Wertschöpfung.  

Übergeordnet steht jedoch die Selbstbestimmung 
und informierte Zustimmung im Sinne von Free, Prior 
and Informed Consent (FPIC) der Lokalbevölkerung. 
Diese ist Grundlage eines gemeinschaftsbasierten 
Ökotourismus, dessen Projekte von den lokalen Com-
munities selbst initiiert, getragen und kontrolliert 
werden. Ziel ist es, Tempo und Umfang der Entwick-
lung eigenständig zu steuern, die Wertschöpfung vor 
Ort zu halten und kulturelle sowie ökologische Grund-
lagen zu schützen. Kleine touristische Gruppen, lokal 
geführte Betriebe und verbindliches Naturschutzen-
gagement minimieren negative Auswirkungen.

Gemeinwohlorientiert und nachhaltig umgesetzt 
kann Ökotourismus wirtschaftliche Alternativen 
schaffen, das Bewusstsein für Natur- und Kulturgüter 
stärken und Schutzgebiete finanzieren, ohne sie aus-
zubeuten. Entscheidend ist jedoch die Qualität von 
Regulierung, Transparenz und Rechenschaftspflicht. 
Nur unter strengen Standards kann sich der Ökotou-
rismus zu einem Instrument des Schutzes entwickeln 
– und wird nicht zum Vehikel von unkontrolliertem 
Renditestreben. 

Von Stephanie S. Janke

Verlust von Ernährungssouveränität dienen. Ökotouristische Projek-
te hinterlassen daher nicht nur ökologische, sondern ebenso soziale, 
kulturelle und ökonomische Spuren. 

So hat Costa Rica, einst Vorzeigeland des Ökotourismus, tiefgrei-
fende Veränderungen in seinen Sozial- und Wirtschaftsstrukturen er-
fahren. Green Grabbing – zu dem der Ökotourismus auch als Treiber 
zählt – hat aufgrund gestiegener Landpreise und der Verknappung 
von Landflächen zu Konflikten zwischen Kleinbauern und indigenen 
Gruppen geführt. Die lokale Wirtschaftsstruktur hat sich mittlerweile 
so verändert, dass die von der Gemeinschaft getragene Subsisten-
zwirtschaft weitgehend verdrängt wurde und sich zu einer Rander-
scheinung entwickelt hat.

Die fehlende Begrenzung touristischer Massen hat in vielen sen-
siblen Regionen neue Abhängigkeiten, soziale Ungleichheiten und 
den Verlust kultureller Autonomie verstärkt. Costa Rica hatte mit 
seinen innovativen Naturschutzprogrammen die Möglichkeit, vom 
Ökotourismus zu profitieren, ist jedoch daran gescheitert – auch 
ökologisch – weil dieser Naturschutz und Rendite vor Menschenrech-
te gestellt hat.

Da es sich beim Ökotourismus um keinen geschützten Begriff 
handelt, wird es Unternehmen besonders leicht gemacht, Reisen zu 
vermarkten, die mit den originären Zielen und Grundsätzen – die 
nachhaltige Gegenbewegung zum Massentourismus zu sein – nicht 
mehr viel zu tun haben. Wenn jedoch weder der Schutz von Na-
tur noch Menschenrechten umgesetzt wird, mehr noch die Regionen 
geschädigt werden, erweisen sich entsprechende Bekenntnisse als 
bloße Marketingstrategien.

Wie Ökotourismus gelingen kann
Doch es gibt sie auch – Erfolgsprojekte im Ökotourismus: vom Insti-
tuto Socioambiental in Brasilien, einer NGO, die sich gleichermaßen 
für den Schutz von Natur- wie Menschenrechten einsetzt, bis zur 
Dhimurru Aboriginal Cooperation in Australien, einer Ranger-Organi-
sation, die gemeinschaftsbasiert Meer- und Landgebiete im Yolu-Land 
verwaltet. Auch profitorientierte Unternehmen wie Rainforest Ex-
peditionen im brasilianischen Amazonas können zur Stärkung von 

 Was bleibt, wenn die Gäste nach Hause fahren 
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viel stärker fortgeschwemmt wird. Auch bei Trocken-
heit ist durch den Verlust der Streuobstbäume als 
Wasserspeicher – für das Fällen der Obstbäume wur-
den sogar Prämien gezahlt! – eine stärkere Anfällig-
keit für Dürre zu beobachten. 
Im Zuge der Flurbereinigung kam es auch zu Ver-
lusten der Biodiversität und Artenvielfalt sowie von 
wichtigen CO2-Speichern, zum Beispiel Moore: Rund 
98 Prozent der deutschen Moore wurden im Laufe 
der letzten Jahrhunderte entwässert; die Flurberei-
nigung beschleunigte diesen Prozess rasant. Nur 
etwa vier Prozent wurden inzwischen wieder ver-
nässt, und gerade einmal zwei Prozent gelten noch 
als naturnah. Entwässerte Moorböden verursachen in 
Deutschland rund 53 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente 
pro Jahr – etwa 7,5 Prozent der gesamten Treibhaus-
gas-Emissionen.

Leben auf dem Land verödet
Zwang und fehlende Mitsprache von Kleinbäuer*in-
nen führten zu zahlreichen Konflikten und Protes-
ten. Dass die Bäuer*innen die hohen Kosten der 
Flurbereinigung in Eigenbeteiligung tragen sollten, 
trug sicher dazu bei. Großteils wurde die Flurberei-
nigung aber durchgezogen: Kleinbäuer*innen mit 
ein bis zwei Feldern verloren den Wettlauf gegen 

 FLURBEREINIGUNG: ORDNUNG 
SCHAFFEN UM JEDEN PREIS?

12 Deutschland

Das Motto der jungen Bundesrepublik für die Landwirtschaft der Nachkriegszeit – „ändern, ord-
nen, steuern, Räume planen“ – verfolgte die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität 
um jeden Preis. Die politischen und wirtschaftlichen Bestrebungen nach Modernisierung und 
Rationalisierung machten vor nichts und niemandem Halt. Doch was bedeutete diese „Ordnung“ 
für das Leben auf dem Land?

Die Idee der Flurbereinigung hat ihre historischen 
Wurzeln im Weimarer Flurbereinigungsgesetz, wel-
ches 1937 von den Nazis übernommen und in den 
1950er Jahren fortgeführt wurde. Ab 1990 gal-
ten entsprechende Bestimmungen dann in ganz 
Deutschland. Das Grundprinzip der Zusammenlegung 
verstreuter Parzellen zu größeren, maschinengerech-
ten Flächen stützte sich dabei auf drei Versprechen 
– Wirtschaftlichkeit, Ertragssteigerung und eine Ver-
einfachung der Arbeitswege. 

Ordnung zerstört Natur und Klima 
Um dem Einsatz großer Maschinen in der Landwirt-
schaft den Weg freizuräumen, wurden zahlreiche 
Flüsse und Bäche entwässert und begradigt. Heute 
gelten nur noch sieben Prozent der fließenden Ge-
wässer in Deutschland als ökologisch intakt. 40.000 
km Bachlauf wurden verrohrt. Über 30.000 km He-
cken und Sträucher wurden zwischen 1950 und 1980 
gerodet – mit folgenschweren Auswirkungen für 
die gesamte Landwirtschaft: Wo sich zuvor Hecken 
und Sträucher als ein engmaschiges Windschutznetz 
durch die Felder zogen, konnte der Wind nun un-
gehindert den fruchtbaren Oberboden verwehen. Die 
langfristigen Schäden sind vor allem bei Starkregen 
zu spüren, da die nährstoffreiche Bodenschicht sehr 

 Flurbereinigte Felder 
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die Rationalisierung. Meistens profitierten die ohnehin großen Be-
triebe, und auch nur diese hatten genügend Kapital, um große Äcker 
maschinell zu bewirtschaften. Zahllose Bäuer*innen konnten nicht 
mehr mithalten. In den 1950 und 60er Jahren gaben Hunderttausen-
de Landwirt*innen auf. 

Dies hatte gravierende Auswirkungen für das soziale Dorfleben. 
Kleinbäuer*innen wurden in „Bauernauffanglagern“ umgeschult – 
Straßenbau statt Ackerbau. Dörfer werden durch Flächensanierung 
und Abwanderung dezimiert; Eingemeindungen, Zentralisierung und 
Verlust lokaler Selbstverwaltung führten zu einem starken Bevöl-
kerungsschwund in ländlichen Regionen, und der Zerfall dörflicher 
Strukturen verstärkte die Landflucht weiter: In kleinen Dörfern (unter 
2.000 Personen) in Westdeutschland sank die Bevölkerungszahl von 
über zwanzig Prozent im Jahr 1967 auf nur noch 5,3 Pro-ent im Jahr 
2000. Ähnlich im Osten: 1971 lebte dort jeder vierte Mensch auf dem 
Dorf (26,3 Prozent), 2000 nur noch 17,1 Prozent und mittlerweile 
sind es auch dort nur noch 5,3 Prozent. 

„Die Frau soll vom Feld 
verschwinden“
Frauen sind die unsichtbaren Ver-
liererinnen der Flurbereinigung. 
Während die Bäuerinnen in den 
Kriegsjahren oft die Höfe führ-
ten, wurden Landfrauen in Folge 
der Modernisierungspolitik wieder 
entmachtet und „umgeschult“ zur 
modernen Hausfrau. In einer Ra-
diosendung des Bayrischen Rund-
funks aus dem Jahr 1962 heißt 

es: „Liebe Landfrauen, das Wichtigste, um unsere Betriebe in Ord-
nung zu bringen, ist dass die Frau vom Feld verschwindet. Ich bin 
der Meinung, dass wir auch in der Landwirtschaft unsere Frauen als 
Frauen erhalten sollten. Und nicht mit 40 und 50 Jahren als abger-
ackerte Mütterchen rumlaufen lassen sollten.“

Flurbereinigung weltweit als Muster
Noch im Jahr 2024 gab es 75 neu eingeleitete Flurbereinigungs- 
und beschleunigte Zusammenlegungsverfahren. Aber nicht nur 
in Deutschland sind die Auswirkungen gravierend und aktuell. In 

13

Frankreich wurden im Zuge der remembrement zwi-
schen 1946 und 2006 ungefähr 18 Millionen Hektar 
umstrukturiert. Ähnlich in Spanien: circa 10 Millio-
nen Hektar wurden zwischen 1952 bis in die 1980er 
Jahre neu geordnet. In seinen Fallbeispielen zeigt 
FIAN immer wieder, dass Kleinbäuer*innen auch 
heute noch zugunsten kapitalintensiver Agrarpro-
duktion von ihren Ländern vertrieben werden.

Agroforstsysteme als agrarökologische Alternative
Nach Jahrzehnten der Begradigung und Vereinheit-
lichung entdecken viele Regionen heute wieder, was 
durch Plantagen und maschinengerechte Flächen ver-
loren gegangen ist: die Vielfalt der Landschaft. Alte 
Streuobstwiesen, einst Sinnbild bäuerlicher Selbstver-
sorgung, werden als wertvolle Biotope und Genbanken 
wiederentdeckt. Ihre breite Sortenvielfalt sichert nicht 
nur eine vielfältige Ernährung, sondern auch die gene-
tische Grundlage für eine Landwirtschaft der Zukunft: 
Je größer die Vielfalt an alten Obstsorten, desto hö-
her die Chance, widerstandsfähige Arten zu finden, die 
Hitze, Trockenheit oder neue Schädlinge überstehen. 

Auch Agroforstsysteme gelten inzwischen als 
Schlüssel zu einer klimaresilienten Landwirtschaft. Sie 
verbinden Ackerbau und Forstwirtschaft auf derselben 
Fläche: Zwischen Getreidereihen wachsen Bäume, die 
Schatten spenden, Wind bremsen und somit das Mik-
roklima stabilisieren. Außerdem speichern sie Kohlen-
stoff im Boden, verhindern Erosion und schützen Ern-
ten vor Extremwetter. Zusätzlich mildern Baumkulturen 
sowohl Hitze als auch Kälte – dabei wirken sie wie ein 
Puffer gegen die Extreme des Klimawandels. 

Wo einst Flurbereinigungen Landschaften „glattzo-
gen“, entstehen heute oftmals wieder vielfältige, le-
bendige Räume. Es ist eine Rückkehr zur Erkenntnis, 
dass Stabilität nicht aus Ordnung, sondern aus Vielfalt 
erwächst. Die Versöhnung von Landwirtschaft und Na-
tur sowie lokaler und globaler Gemeinschaft ist jetzt 
unsere Zukunftsaufgabe.

 Begradigter Wasserweg 

1956: Ausstellung
„Die Welt der Frau“
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LEBENSMITTEL: MACHTKONZENTRATION 
IN LIEFERKETTEN BESCHRÄNKEN
Steigende Preise und geringe Erlöse für die Landwirtschaft: 
das Sondergutachten der Monopolkommission vom November 
`25 zeigt die negativen Folgen der Marktkonzentration im Le-
bensmittelsektor. Politik und Bundeskartellamt müssen der 
Entwicklung entschieden entgegenwirken.

Die Monopolkommission ist ein unabhängiges Beratungsgremium der 
Bundesregierung, das Empfehlungen zur Sicherung funktionierenden 
Wettbewerbs abgibt. Ihr jüngstes Sondergutachten konzentriert sich 
auf die Lieferketten von Milch, Fleisch und Getreide.

In Deutschland sind die Verbraucherpreise für Lebensmittel stark 
gestiegen – noch mehr als in anderen europäischen Ländern. Die Er-
löse von Bäuerinnen und Bauern hingegen stiegen viel weniger. Die 
Gewinnmargen haben sich deutlich zu Industrie und Handel verscho-
ben. Die vier Supermarktgiganten Edeka, die Schwarz-Gruppe mit Lidl 
und Kaufland, Rewe und Aldi teilen sich über 87 Prozent des Marktes 
auf. Auch auf der Ebene der Hersteller steigt die Konzentration an.

Das Gutachten der Monopolkommission bestätigt nun: Die Markt-
macht ist zu groß geworden. Die Rechnung zahlen die Landwirtschaft 
und die Verbraucher*innen. Die Empfehlungen liefern wichtige Impul-
se, greifen aber an einigen Stellen zu kurz.

Sektoruntersuchung des Handels nötig
Das Gutachten fordert eine striktere Kontrolle von Fusionen. So solle 
das Bundeskartellamt umfassendere, marktübergreifende Bewertun-
gen vornehmen. In der Tat war die Fusionskontrolle in den letzten 
Jahrzehnten nicht strikt genug. Sinnvoll wäre es aber, zusätzlich das 
Kartellrecht zu verschärfen. Die Schwellenwerte für eine marktbeherr-
schende Stellung sollten abgesenkt werden, um eine Konzentration 
früher stoppen zu können.

Ein heikles Thema im Gutachten ist eine Sektoruntersuchung des 
Einzelhandels durch das Kartellamt. Das Gutachten möchte diese Op-
tion explizit offenhalten, das ist positiv. Sie sieht sie aber als sekun-
där gegenüber nachträglichen Evaluierungen vergangener Fusionen. 

Uli Müller ist Vorstand
der Anti-Monopol-Organisation 
Rebalance Now, Mitgründer 
von LobbyControl und früherer 
FIAN-Referent

Die Initiative „Konzernmacht beschränken“ hingegen 
fordert eine baldige Sektoruntersuchung. Diese würde 
vertiefte Analysen erlauben, die auch interne Daten des 
Handels umfassen, und konkrete Abhilfemaßnahmen 
bis hin zur Aufspaltung der dominanten Supermarkt- 
und Discounterketten ermöglichen.

Missbrauchskontrolle stärken und erweitern
Das Gutachten fordert außerdem effektivere Kontrollen, 
um den Missbrauch von Marktmacht und unfairen Han-
delspraktiken einzudämmen. Das ist sinnvoll, allerdings 
sind die konkreten Vorschläge diskussionswürdig: Posi-
tiv sind die Vorschläge für eine bessere Rechtsdurch-
setzung, etwa durch Verbandsklagerechte. Kritisch ist 
der Vorschlag, den Schutz vor unfairen Handelsprakti-
ken auf landwirtschaftliche Betriebe zu beschränken. 
Das übersieht, wie stark kleine Hersteller unter unfairen 
Handelspraktiken leiden. Nötig wären etwa ein Gebot 
kostendeckender Einkaufspreise und eine Preis- & Mar-
genbeobachtungsstelle. Insgesamt zeigt das Gutach-
ten, dass mehr passieren muss, um die Konzentration 
in Lebensmittellieferketten zu stoppen. Dafür liefert es 
wichtige Impulse. Jetzt kommt es darauf an, diese in 
die Praxis umzusetzen – und an einigen Stellen darü-
ber hinaus zu gehen. Das Thema ist politisch brisant: 
steigende Preise gefährden den sozialen Zusammenhalt 
und treffen einkommensschwache Haushalte besonders 
hart. Und die Machtungleichgewichte erschweren die 
nötige Transformation in der Landwirtschaft. Politik 
und Bundeskartellamt müssen jetzt der Konzentration 
entschieden entgegenwirken.
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LANDWIRTSCHAFTLICHE 
„INNOVATIONEN“ ALS FALLE
In ihrem Artikel Innovation as Bullshit zeigen 
Saskia Colombant und Priscilla Claeys, Präsiden-
tin von FIAN International, wie das dominante 
Narrativ von landwirtschaftlichen Innovationen 
eine echte Transformation unserer Ernährungs-
systeme behindert. Mögliche Lösungen werden 
in eine imaginäre technologische Zukunft aus-
gelagert.

Der Begriff „Innovation“ ist in den letzten Jahrzehn-
ten zu einem globalen Zauberwort geworden. Unter 
dem Motto „Innovate or die“ fordern Regierungen, 
Unternehmen und Stiftungen den ständigen Ein-
satz neuer Technologien – von KI-gestützter Land-
wirtschaft bis hin zur Entwicklung von Laborfleisch 
–, um Krisen wie Hunger, Klimawandel oder soziale 
Ungleichheit zu bekämpfen. Colombant und Claeys 
hingegen warnen, dass dieses Narrativ radikale Be-
wegungen für Ernährungssouveränität nicht stärkt, 
sondern behindert.

Der gegenwärtige Innovationsbegriff ist eng mit 
einem kolonialen und patriarchalen Modernitätsver-
ständnis verknüpft. Er stützt den Glauben an einen li-
nearen Fortschritt und an eine scharfe Trennung zwi-
schen Mensch und Natur. Dieser „Innovationszwang“ 
zeigt sich aktuell etwa in Programmen der FAO oder 
der EU, die massiv auf digitale Landwirtschaft setzen. 

Eliten als Problemlöser
Die Autorinnen identifizieren sieben Problemfelder. 
Die Träger von Innovationen sind überwiegend Eli-
ten und Unternehmen aus dem Globalen Norden. Im 
Vordergrund steht zumeist die technische Effizienz, 
während strukturelle Ursachen von Hunger und Unge-
rechtigkeit unangetastet bleiben. Hingegen wird die 
Rolle von Frauen, Indigenen oder bäuerlichen Gemein-
schaften meist ignoriert. Insgesamt verschiebt sich 
dadurch die Kontrolle von Ernährungssystemen weiter 
zu großen Agrarkonzernen. Deren Technologien ver-
stärken die bestehenden Machtasymmetrien weiter.

Getragen wird dieser Innovationsbegriff von einem 
weit verbreiteten Missverständnis: Der Glaube, iso-
lierte technische Interventionen könnten komplexe 
systemische Krisen beheben. Diese Vorstellung lenkt 
von der Notwendigkeit tiefgreifender politischer Ver-
änderungen ab und führt zu einer Art „Flucht nach 
vorne“: Die jeweils neuesten Technologien sollen die 
Versäumnisse der vorherigen reparieren. In diesem 

Eva Kursawe studiert Oecotrophologie 
an der Hochschule Fulda. Sie hat ein vier-
monatiges Praktikum bei FIAN absolviert. 
Der Originalartikel ist online verfügbar: 
https://agroecologynow.net/
innovation-as-bullshit 

Weltbild wird reproduktive Arbeit, zum Beispiel Men-
schen zu ernähren oder zu pflegen, strukturell entwer-
tet, weil sie kaum als „innovativ“ gilt.

Die Autorinnen schlagen vor, sich diesem Innova-
tionsbegriff bewusst zu verweigern. Dies eröffnet die 
Möglichkeit, den Diskurs wieder stärker zu politisie-
ren und Räume für andere Ideen von Transformati-
on zu öffnen. Gefragt sind stattdessen Erzählungen, 
die nicht von einem linearen Fortschritt ausgehen, 
sondern von Solidarität und Verantwortung. Dazu ge-
hört die Vorstellung einer Ökonomie der Fürsorge, die 
produktive und reproduktive Tätigkeiten zusammen 
denkt, ebenso wie die Anerkennung realer Macht-
kämpfe – anstatt Lösungen in eine imaginäre techno-
logische Zukunft auszulagern.

Echte Transformation, so das Plädoyer, basiert 
nicht auf immer neuen technischen gadgets, sondern 
auf politischen und materiellen Rahmenbedingungen, 
die Kleinbäuer*innen und indigene Gemeinschaften in 
die Lage versetzen, ihre Lebensweisen ohne den Druck 
permanenter Neuerfindung zu erhalten und weiterzu-
entwickeln. Wenn es gelingt, den Innovationszwang 
abzuschütteln, entstehen neue, gerechtere Zukunfts-
perspektiven.

Internationales 15

Züchtung von Laborfleisch
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INTERVIEW:
„ALLEINE ZU KÄMPFEN IST 
SEHR SCHWER“

Die Sojaplantagen im brasilianischen Bundestaat Maranhão ver-
ursachen den Verlust von biologischer Vielfalt und ungezählte 
Menschenrechtsverletzungen. FIAN begleitete Francisca Vieira 
Paz, Juristin und Leiterin des Menschenrechtszentrums der Di-
özese Balsas-MA (CDVDH) und Dr. Ronaldo Barros Sodré, Pro-
fessor für Geografie an der Universität von Maranhão, auf einer 
Deutschlandreise. Diese machte auf die Menschenrechtslage 
und die Klimakrise in Brasilien aufmerksam. Im November be-
suchten sie die FIAN-Geschäftsstelle.

2024 wurden in Brasilien 424 Gewalttaten gegen Indigene regist-
riert, darunter 211 Todesfälle. Wie ist die Situation im Maranhão? 
Ronaldo Sodré: Seit 2010 gab es 76 Mordfälle. Die Opfer waren nicht 
ausschließlich Indigene, sondern stammten aus verschiedenen mar-
ginalisierten Gruppen. Besonders betroffen sind die Awá-Guajá,      
eines der letzten seminomadischen Völker Südamerikas, deren Ge-
biet ständig von Holzfällern bedroht wird. In den letzten Jahren 
haben sich zudem die Mordfälle an den Guajajara, eine der größten 
indigenen Gruppen Brasiliens, verstärkt. Es gibt noch immer das 
Vorurteil, wonach Indigene angeblich zu viel Land besitzen. Weil 
sie die Lebensweise dieser Völker nicht verstehen, glauben manche, 
dass der Staat ihre Fläche sogar verkleinern sollte. 

Wie beurteilt Ihr das Mercosur-Abkommen? 
Ronaldo Sodré: Ich sehe es positiv, denn damit besteht die Mög-
lichkeit einer Überwachung der Produktionsketten. Die EU ist daran 
interessiert, diese Nachverfolgung durchzuführen. Das wird von der 
brasilianischen Agrarindustrie nicht gerne gesehen. Wenn dieses Ab-
kommen in Kraft tritt, dürften sie keine Wälder mehr abholzen und 
nicht mehr in abgeholzten Gebieten produzieren, in denen gegen 
die Menschenrechte verstoßen wird. Mit dem deutschen Lieferket-
tengesetz haben wir bereits einen Fortschritt erzielt. Ich denke, dass 
wir mit dem Mercosur-Abkommen eine noch strengere Überwachung 
haben werden.

Was möchten Sie der deutschen Zivilgesellschaft 
und Regierung auf den Weg geben? 
Francisca Viera: Es geht um Widerstand und um eine 
Bündelung der Kräfte. Denn alleine zu kämpfen ist 
sehr schwer. Schließen Sie sich uns an! Im Wider-
stand für das Leben, die Umwelt und die Indigenen 
und traditionellen Gemeinschaften. Ich glaube, das 
ist das Wichtigste: den Menschen zu sehen. Das ist 
es, was FIAN ja weltweit tut. Manchmal glauben die 
Leute, dass Geld die Lösung ist, aber das ist es nicht. 
Finanzierung ist notwendig, aber sie ist nicht die Lö-
sung. Die Lösung ist, die anderen zu respektieren. 
Ronaldo Sodré: Es besteht ein Bedarf an internatio-
naler Zusammenarbeit. Wir leben auf einem einzigen 
Planeten. Daher ist es wichtig, die Solidaritätsbande 
zu stärken und zu versuchen, von diesen Gemein-
schaften, von den traditionellen Völkern der verschie-
denen Kontinente zu lernen. Sie verfügen über ein 
großes Wissen, das über viele Generationen hinweg 
angesammelt wurde.
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Das Gespräch führten Freya Borger, Lilly Meßner 

und Beatriz Algayer

 Francisca Vieira Paz bei der 

 Recherche in Brasilien 
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MARANHÃO: 
SOJA-EXPANSION UND 
WIDERSTAND 

Auf Einladung der Juristin Francisca Vieira Paz 
(siehe Interview gegenüberliegende Seite) reiste 
eine FIAN-Delegation im Dezember in den Bun-
desstaat Maranhão im Nordosten Brasiliens. Dort 
haben wir die Lebensrealitäten der kleinbäuer-
lichen Gemeinden kennengelernt, die unter dem 
Einfluss des Agrarbusiness leiden. Die Reise or-
ganisierten wir zusammen mit dem Kölner Verein 
PEPP e.V. und mit Unterstützung der Stadt Köln.

Der Bundestaat Maranhão umfasst drei Biome: den 
Amazonas-Regenwald im Westen, die trockene Caa-
tinga-Vegetation im Osten und den Cerrado im Sü-
den. Letzteres ist eine grüne Savanne von zentraler 
Bedeutung für Wasserversorgung, Biodiversität und 
die Lebensgrundlagen traditioneller sowie kleinbäu-
erlicher Gemeinden. Zugleich ist der Cerrado eine der 
am stärksten landwirtschaftlich geprägten Regionen 
Brasiliens – und damit ein Brennpunkt von Landkon-
flikten. 

Eine zentrale Rolle spielt dabei die Soja-Expansion. 
Vor Ort konnten wir deren Auswirkungen beobachten: 
riesige Flächen werden abgeholzt und in Monokultu-
ren umgewandelt. Verknüpft ist die Zerstörung des 
Cerrado mit zahlreichen Menschenrechtsverletzungen, 
darunter vielfach Vertreibungen. „Was mir im Moment 
fehlt, ist Land. Wegen des Konflikts. Es fehlt uns Land, 

um weiter anbauen zu können”, erzählt Ivonete Gomes da Silva aus 
der Gemeinde Gado Bravinho. Das Dorf besteht aus 28 Familien. 
Ivonete und ihr Mann wurden nachts bedroht und misshandelt, 
mehrere Häuser wurden zerstört und die Männer unrechtmäßig 
verhaftet. Ähnliches hörten wir immer wieder. Kleinbäuerliche, 
afrobrasilianische (Quilombolas) und indigene Gemeinschaften 
genießen zwar Schutz unter der brasilianischen Verfassung. Sie 
werden jedoch von multinationalen Firmen unter Druck gesetzt 
und von der Regierung vernachlässigt. „Die Justiz und die Polizei 
wissen, was hier passiert. Mein Herz sagt mir, dass es keine Ge-
rechtigkeit gibt“, sagt Ivonete. 

„Es gibt kein Entrinnen“
Auch das Sprühen von Pestiziden aus der Luft wird für Vertreibun-
gen eingesetzt. Dies führt zur Vergiftung der Böden und zu Wasser-
knappheit. „Es gibt kein Entrinnen. Betroffen sind die Dorfgemein-
schaften und die Natur“, sagt Maria de Lourdes aus der Gemeinde 
Brejao. Gefährdet wird auch der Zugang zu gesunden Lebensmitteln 
und damit ihre Ernährungssouveränität. 

Zugleich haben wir viel Widerstand gesehen: wir konnten an 
Netzwerktreffen teilnehmen, haben gesehen, wie sich die Men-
schen zusammenschließen, Zugang zu Märkten schaffen und ihre 
Produktionsmittel teilen. Zentral hierbei sind Zusammenhalt und 
Organisation. Trotz der Bedrohungen bleiben die Gemeinden somit 
starke Hüter*innen des Cerrados. Die Anwältin Francisca Viera Paz 
und ihr Team begleiten all diese Gruppen sehr engagiert. Ihr Kampf 
um die Würde und Rechte der Menschen, ihre Zuwendung und ihre 
große Kraft haben uns begeistert. Wir sind dankbar, dass wir mit 
ihr unterwegs sein konnten.

Auf unserer Reise haben wir die Folgen globaler Lieferketten 
intensiv miterlebt – für die Natur und vor allem für die Menschen. 
Wir brauchen als Zivilgesellschaft internationale Allianzen, um Ver-
änderungen zu bewirken.

Beatriz Algayer Schneider, Freya Borger, Marita Zaremba-Lenzen 
und Johannes Holz reisten nach Maranhão.
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Die auf den ersten Blick kargen Hügeln des südlichen 
Westjordanlands bieten seit Jahrtausenden einen reich-
haltigen Lebensraum und ein gutes Auskommen für die 
Schafzucht und den Ackerbau. Die meisten Familien, die 
in den Hügeln von Masafer Yatta leben, wirtschaften 
vor allem für den Eigenbedarf. Sie bauen Oliven, Zitrus-
früchte, Feigen und Granatäpfel an. In den terrassierten 
Tälern gibt es tiefgründige Böden, die sich für den An-
bau von Weizen und Gerste eignen. Fast jede Familie in 
der Region besitzt Schafe, die je nach Saison auf die 
umliegenden Hügel zum Weiden geführt werden.

Die Realitäten der Besatzungssituation jedoch ma-
chen Landwirtschaft und Pastoralismus für die paläs-
tinensische Bevölkerung immer schwieriger. Ein freies 
Leben im Einklang mit der Natur, grüne Weiden und fri-
sche Quellen? Im Westjordanland entsprechen diese As-
soziationen schon lange nicht mehr dem Alltag. Dieser 
wird vielmehr bestimmt vom Verlust der Lebensgrundla-
gen durch Zerstörungen, Landnahme, Siedlergewalt und 
Vertreibung. Dieses Vorgehen ist schleichend und wird 
daher nur wenig wahrgenommen, es hat jedoch mas-
sive Konsequenzen: Laut dem UN-Office for the Coor-
dination of Humanitarian Affairs (OCHA) mussten seit 
Januar 2023 etwa 3.900 Menschen aus 85 Gemeinden 
aufgrund von Siedlergewalt und Beschränkungen der 
Bewegungsfreiheit ihr Zuhause aufgeben. Der Interna-
tionale Gerichtshof (IGH) fordert, dass Armee und Poli-
zei zum Wohle der besetzten Bevölkerung handeln und 
diese schützen. Doch davon ist vor Ort nichts zu sehen.

Schleichende Vertreibung
In der kleinen Gemeinde Amnir haben wir Khaled ge-
troffen (alle Namen geändert). Im Sommer 2025 war er 
von vermummten Siedlern beim Weiden seiner Schafe 
brutal zusammengeschlagen worden. Sie brachen ihm 
den Arm, mehrere Rippen, schlugen auf seinen Kopf ein 
und stahlen mehrere Tiere. Seitdem traut sich die Fa-
milie nur noch für das Nötigste aus dem Haus, etwa für 
Einkäufe oder Arztbesuche. Nach dem Vorfall besorg-
ten sie sich Überwachungskameras und bauten einen 

Stacheldrahtzaun um ihr Grundstück. Von den Siedlern 
werden Khaled und seine Frau weiterhin belästigt und 
bedroht, sogar mit Vergewaltigung oder dem Tod.

Khaled traut sich nicht mehr, seine Schafe auf die 
Weide zu führen. Um das teure Futter der Tiere zu kau-
fen, muss er manchmal mit dem Esel in die Stadt zie-
hen, da Straßensperren oder Erdwälle den Weg für Au-
tos blockieren. Die Mehrausgaben von hunderten Euro 
im Monat sind kaum zu stemmen. Khaled muss Schafe 
verkaufen, um die laufenden Kosten zu decken. Bald 
könnte er gezwungen sein, sein Land aufzugeben und 
in die Stadt zu ziehen. 

Dass Khaled und seine Familie kein Einzelfall sind, 
merken wir schnell. Nur noch selten sind palästinensi-
sche Schäfer*innen in den Hügeln von Masafer Yatta zu 
sehen. Durch die Politik der Besatzung und die gedul-
dete – wenn nicht gar geförderte – Siedlergewalt wird 
palästinensischen Bäuer:innen im gesamten Westjord-
anland das Recht auf Erhalt der Lebensgrundlagen und 
der Erwirtschaftung der eigenen Versorgung verweigert. 
Der UN-Sozialausschuss, der für das Monitoring der Um-
setzung des UN-Sozialpakts beauftragt wurde, stellte in 

 WESTJORDANLAND: BESATZUNG UND 
SIEDLERGEWALT GEFÄHRDEN ERNÄHRUNG
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 „Nur selten konnten wir Weidegänge 

 begleiten, zu groß ist die Angst der Menschen 

 vor Übergriffen“ 
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Im Rahmen des Ökumenischen Begleitprogramms in Palästina und Israel (EAPPI) war der Autor drei 
Monate im Süden des Westjordanlands eingesetzt. Zu den Aufgaben des aus internationalen Teilneh-
menden bestehenden Programms gehört es, eine schützende Präsenz zu leisten, Menschenrechtsverlet-
zungen zu dokumentieren sowie lokale Unterstützer eines gerechten Friedens für Israelis und Palästi-
nenser*innen zu stärken. 



gesst uns nicht! Erzählt unsere Geschichte und be-
wegt eure Regierung dazu, ihre Unterstützung für die 
Besatzung endlich zu beenden!“ 

Als Verfechter der Menschenrechte haben wir Mög-
lichkeiten, die ländliche Bevölkerung und alle, die 
sich in Israel und Palästina für einen gerechten Frie-
den einsetzen, zu unterstützen. Schreiben Sie Ihren 
Abgeordneten, fordern Sie den Einsatz Deutschlands 
für ein Ende der illegalen Besatzung gemäß des Gut-
achtes des Internationalen Gerichtshofs von Juli 2024 
(„Devastating Cost of Ignoring the ICJ’s July 2024 
Advisory Opinion“). Teilen Sie die Informationen von 
Gruppen wie PeaceNow, CometMe oder EAPPI.  

Die ländlichen Gemeinden im Westjordanland kämp-
fen um ihr Überleben. Wir können unseren Teil dazu 
beitragen, sie zu unterstützen. 
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seinem Rechtskommentar #12 fest, dass die Vertragsstaaten aktiv 
darauf hinwirken müssen, allen Menschen „den Zugang zu und die 
Nutzung von Ressourcen und Mitteln zur Sicherung ihres Lebensun-
terhalts, namentlich die Ernährungssicherheit, zu erleichtern“ und 
uneingeschränkten und gleichberechtigten Zugang zu wirtschaftli-
chen Ressourcen zu gewährleisten. Dies gilt auch für besetzte Ge-
biete. Israel hat den Sozialpakt 1991 ratifiziert. 

Suche nach Alternativen
Obwohl die Situation in Masafer Yatta düster ist und wenig darauf 
schließen lässt, dass sich die Besatzungspolitik mittelfristig ändert, 
geben viele Schäfer*innen und Bäuer*innen die Hoffnung nicht auf. 
In Mantiqat Shib al Buttum haben wir Yusef kennengelernt. Auch 
er und seine Familie sind von Siedlergewalt und immer kleiner wer-
denden Weideflächen betroffen. Doch er versucht etwas Neues: Mit 
einem Hydroponik-Systemen zur Zucht von Futterpflanzen will er die 
verloren gegangenen Weideflächen zumindest teilweise ausgleichen. 
Die von Yusef gezüchteten Algen, „Azola“ genannt, sind ein wichtiger 
Zusatz für die Ernährung von Nutztieren. Sie werden getrocknet, ge-
schrotet, anschließend gelagert und dem Trockenfutter beigemengt. 

Hydroponik-Systeme verringern die Abhängigkeit von Futterkäufen 
und sind eine ökologische Alternative zu konventionellem Tierfutter-
anbau, erklärt uns Yusef. Das System könne eine Ergänzung in der 
Schafzucht darstellen, aufgrund von geringem Ressourcenverbrauch, 
einer guten Ertragsrate und hoher Nährstoffwerte der Algen. Je nach 
Größe der Anlage können einige hundert Kilo pro Woche geerntet 
werden. Nicht ausreichend, um den Bedarf einer großen Herde zu 
denken, aber ein Symbol für Anpassungsfähigkeit und Resilienz. 

„Vergesst uns nicht!“
Doch alle Kreativität und alle Unterstützung wird nicht reichen, 
solange die internationale Gemeinschaft sich nicht dafür einsetzt, 
dass der Siedlergewalt und den Annexionsbestrebungen Einhalt ge-
boten wird. Wenn wir die Betroffenen gefragt haben, was wir in 
Deutschland tun können, dann war die erste Antwort meist: „Ver-
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Marvin Panzner war 2023  
Praktikant bei FIAN. 2025 hat 
er für pax christi am Ökumeni-
schen Begleitprogramm in  
Palästina und Israel (EAPPI) 
des Ökumenischen Rates der  
Kirchen teilgenommen.  

Der Artikel gibt persönliche Ansichten wieder, die  
nicht unbedingt die von pax christi oder des  
Ökumenischen Rates der Kirchen sind.

 Hydroponik-System in 

 Mantiqat Shib al Butum 

 „Nur selten konnten wir Weidegänge 

 begleiten, zu groß ist die Angst der Menschen 

 vor Übergriffen“ 

„Völkerrechtliche
Verpflichtungen gelten

auch für besetzte
Gebiete.“

 Der Sohn von Khaled hält Wache: „Wir fühlen 

 uns gefangen in unserem eigenen Haus“ 
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den und Wäldern, insbesondere für Einzelpersonen, 
Gemeinschaften und Völker in prekären oder margi-
nalisierten Situationen“. Hierbei müssten die Ver-
tragsstaaten auch „den Zugang von Frauen zu Land 
und anderen für die Ernährungssicherheit und den 
Lebensunterhalt notwendigen Mitteln sowie deren 
Kontrolle und sicheren Besitz garantieren“.

Menschenrechtsbasierte Transformation 
der Ernährungssysteme 
Die Staaten müssen nach Vorgabe des CESCR ag-
rarökologische Produktionsmethoden fördern. Ge-
fordert wird auch der Schutz der Biodiversität sowie 
der Abbau von umweltschädlichen Subventionen und 
Produktionsweisen. Konkrete Forderungen des Gene-
ral Comments zur Sicherung des Rechts auf Nahrung 
beziehen sich auf „die Förderung nachhaltiger land-
wirtschaftlicher Praktiken, einschließlich – soweit 
angemessen – der Einführung agroökologischer An-
sätze, um Kohlenstoffemissionen, den übermäßigen 
Einsatz von Antibiotika und die Abhängigkeit von 
intensiven industriellen Modellen zu reduzieren“. 
Um ökologische Stabilität und soziale Gerechtig-
keit langfristig zu sichern, müsse die Umgestaltung 
von Agrar- und Ernährungssystemen auf Gleichbe-
rechtigung, Teilhabe und Nachhaltigkeit beruhen. 
Laut dem UN-Sozialausschuss sind die Vertrags-
staaten daher verpflichtet, „eine Umgestaltung der 
Ernährungssysteme im Einklang mit den Menschen-

UN-SOZIALAUSSCHUSS: 
RECHTSKOMMENTAR ZU NACHHALTIGER 
ENTWICKLUNG
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Der UN-Sozialausschuss hat einen Rechtskommentar zum Zu-
sammenhang von Sozialen Menschenrechten und einer nachhal-
tigen Entwicklung veröffentlicht („General Comment Nr. 27 on 
economic, social and cultural rights and the environmental di-
mension of sustainable development“). Der Rechtskommentar 
befasst sich auch mit negativen Auswirkungen der Umweltzer-
störung auf das Recht auf Nahrung und ist daher für die Arbeit 
von FIAN relevant.

Die UN-Fachausschüsse veröffentlichen zur Auslegung der in den Men-
schenrechtsabkommen formulierten Artikel sogenannte General Com-
ments (GC). Der UN-Sozialausschuss (CESCR) gibt darin Empfehlungen 
zu allen Fragen ab, die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te betreffen und denen die Vertragsstaaten Aufmerksamkeit widmen 
sollten. In den General Comments werden übergreifende Themen be-
handelt, wie beispielsweise die Bedrohung von Menschenrechten durch 
die Klimakrise oder die Digitalisierung. Sie sind zwar rechtlich nicht 
bindend, stellen jedoch Auslegungshilfen des Ausschusses zu den Ver-
tragsverpflichtungen der Staaten dar. 

Landgerechtigkeit als Grundlage für Ernährungssicherheit
Kleinbäuer*innen, indigene Völker und Fischer*innen spielen eine 
wesentliche Rolle für die Ernährungssicherung. Der General Com-
ment hält fest, dass „in Anerkennung des entscheidenden Beitrags 
von Bauern und Viehzüchtern zur nachhaltigen Nutzung natürlicher 
Ressourcen (…) die Vertragsstaaten deren traditionelles Wissen, ihre 
Innovationen und Praktiken schützen und fördern“ müssen. Laut 
UN-Sozialausschuss braucht es hierfür „Maßnahmen zum Schutz der 
Besitzsicherheit für alle legitimen Besitzrechte an Land, Fischgrün-
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rechtsverpflichtungen zu fördern, die langfristige Tragfähigkeit der 
Produktion und Verteilung sicherzustellen, die Widerstandsfähigkeit 
gegenüber dem Klimawandel zu erhöhen, die Umweltverschmutzung 
zu verringern und die biologische Vielfalt zu schützen“.

Schutz vor Umweltzerstörung und wirtschaftlicher Ausbeutung
Ressourcenintensive Wirtschaftsweisen (z. B. fossile Energien, Ber-
gbau und Abholzung) verursachen Umweltzerstörung und bedrohen 
damit auch soziale Rechte. Daher ist eine staatliche Regulierung der 
Land- und Ressourcennutzung erforderlich, um Landraub oder nega-
tive Umweltfolgen von Großinvestitionen zu verhindern, die die Er-
nährungssouveränität und die Lebensgrundlagen von traditionellen 
Gemeinschaften zerstören. Konkret erfordert dies eine Umgestaltung 
von Subventionen und Politiken, welche eine nachhaltige Landwirt-
schaft und Landnutzung behindern. Die staatliche Pflicht liegt darin, 
rechtliche und politische Maßnahmen zu ergreifen, um Land- und 
Ernährungsrechte zu schützen. Auch der Zugang zu Gerichten und 
wirksamen Rechtsmitteln muss gewährleistet werden, genauso wie 
die Vermeidung von etwaigen Rückschritten („retrogressions“) im 
Umwelt- und Sozialschutz – zum Beispiel durch eine Abschwächung 
von Umweltgesetzen, wie sie derzeit in der EU geschieht. Der UN-So-
zialausschuss stellt explizit fest, dass es „einen Rückschritt darstellt, 
wenn ein Staat Konsumgewohnheiten aufrechterhält oder fördert, die 
erhebliche Umweltschäden verursachen und damit die gerechte Ver-
wirklichung von Rechten im Laufe der Zeit untergraben“.

Wie sieht die Zukunft aus?
Der Klimawandel beeinträchtigt bereits heute massiv die Rechte auf 
Nahrung, Wasser und Gesundheit – und in der Zukunft werden die 
Auswirkungen der Klimakrise und der Schutz der Umwelt eine immer 
größere Rolle für die Ernährungssicherheit spielen. Die Staaten sind 
dazu verpflichtet, eine ambitionierte Klimapolitik und Landnutzung 
zu betreiben, die die Rechte auf Nahrung, Wasser sowie eine saubere, 
gesunde und nachhaltige Umwelt achten. Dabei greift der General 
Comment auch die Ziele des UN-Zukunftspakts („Pact for the Future“) 
von 2024 auf. Auch wirft der General Comment die Frage nach der 
Finanzierbarkeit von Umweltmaßnahmen auf. Der UN-Sozialausschuss 
fordert hierfür eine Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuer-
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vermeidung sowie die Stärkung von progressiven Steu-
ersystemen. Hierbei müsse jedoch eine „zusätzliche 
Belastung benachteiligter Gruppen vermieden“ wer-
den. Des Weiteren müsse eine Ermittlung und Priori-
sierung der „Bedürfnisse von Personen und Gruppen in 
prekären oder marginalisierten Situationen“ erfolgen 
sowie eine Unterlassung von Handlungen, „die zu einer 
Diskriminierung dieser Generationen führen oder diese 
aufrechterhalten könnten“. Entwickelte Staaten sollen 
eine Vorreiterrolle bei den Klimaschutzbemühungen 
übernehmen und den Entwicklungsländern finanzielle 
Hilfe leisten, damit diese wirksamen Klimaschutz er-
greifen können. 

Einbindung von Betroffenen
Wie der General Comment 27 zeigt, ist das Recht auf 
Nahrung untrennbar mit einem sicheren, gerechten 
und nachhaltigen Zugang zu Land und natürlichen Res-
sourcen verknüpft. Um diese Rechte zu verwirklichen, 
sind die Staaten nicht nur verpflichtet, Landrechte 
zu schützen – insbesondere für Frauen, indigene und 
ländliche Gemeinschaften –, sondern auch aktiv nach-
haltige Agrarsysteme zu fördern und die derzeitige 
Umweltzerstörung und unfaire Ressourcennutzung zu 
beenden. Im Interesse heutiger und zukünftiger Gene-
rationen müssen Staaten eine menschenrechtsbasierte 
Transformation der Ernährungssysteme sicherstellen, 
die auf einer Zusammenarbeit mit Betroffenen beruht.

Lilly Meßner studierte „Public 
Governance across Borders“ an 
der Universität Twente/Münster. 
Im Herbst 2025 hat sie ein 
Praktikum bei FIAN Deutschland 
absolviert.Fo
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 Auf saubere Umwelt angewiesen: 

 Fischerin in Osttimor 

 Sichere Landrechte angemahnt: 

 Reisbäuerin in China 
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DAS RECHT AUF ENTWICKLUNG: 
AUCH IN DEUTSCHLAND MISSACHTET

Vom 10. bis 19. November hat der UN-Sonderberichterstatter 
für das Recht auf Entwicklung, Surya Deva, Deutschland be-
sucht. Ziel seiner Mission war die Analyse von Gesetzen und 
Politik in Bezug auf Armut und Diskriminierungen. FIAN hatte 
die Reise mit vorbereitet. Devas vorläufiger Bericht an die 
Bundesregierung enthält eine lange Liste an Empfehlungen. 

Entwicklung als Menschenrecht beinhaltet, uneingeschränkt an der 
Erfüllung aller Grundbedürfnisse und Grundfreiheiten teilzuhaben 
und zu ihnen beizutragen. Es gilt für jeden Menschen und alle Völ-
ker und umfasst sowohl wirtschaftliche, soziale und kulturelle als 
auch politische Rechte. Die Staaten sind verpflichtet, die Bevöl-
kerung in allen Bereichen vor Diskriminierungen zu schützen und 
wirksame Partizipation zu ermöglichen. An fünf zentralen Prinzipi-
en kristallisiert sich dieses Recht: Selbstbestimmung, Intersekti-
onalität, Generationengerechtigkeit, internationale Zusammenar-
beit und eine gerechte Verteilung von Ressourcen. 

Beitrag von FIAN zur Recherchereise 
Vor seinem Besuch hatte der Sonderberichterstatter zu schriftlichen 
Eingaben auf Fragen zu nahezu allen Politikbereichen aufgerufen. 
FIAN hat gemeinsam mit dem Forum Menschenrechte vor allem auf 
Missachtung von Menschenrechten in der (Außen-) Wirtschafts-, 
Entwicklungs- und Genderpolitik der Bundesregierung hingewiesen. 
Als anschaulichen Ort für strukturell verursachte Armut griff Deva 
den Hinweis von FIAN auf die Situation in Gelsenkirchen auf. Gelsen-
kirchen ist eine der ärmsten Städte Deutschlands mit einem hohen 
Anteil von AfD-Wähler*innen. Auch nahm FIAN an einem mehrstün-
digen Austausch mit NGO-Vertreter*innen teil; hierin konnten wir 
unsere Kritik vertiefen. 

Gertrud Falk, Surya Deva (M.), 

Jan Königshausen (GfbV, r.)

Strukturelle Hindernisse für das Recht 
auf Entwicklung 
Deva begrüßt Deutschlands Engagement für den Mul-
tilateralismus und das Völkerrecht. Angesichts der 
globalen Krisen ermutigt er die Bundesregierung, 
eine stärkere Führungsrolle in den Vereinten Natio-
nen zu übernehmen. Deutschland solle sich auch 
für eine Reform des internationalen Finanzsystems 
einsetzen. Insbesondere die Bedingungen für Kredit-
vergaben des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
an arme Staaten würden dem Recht auf Entwicklung 
entgegenstehen. 

Kritisch sieht Deva hingegen Deutschlands Entwick-
lungs- und Außenwirtschaftspolitik. Besorgniser-
regend sei die stärkere Ausrichtung der Entwick-
lungspolitik auf deutsche Wirtschaftsinteressen, 
gleichwohl diese menschenrechtlich unzureichend 
reguliert sei. Als innenpolitische Hindernisse für 
das Recht auf Entwicklung hebt er wirtschaftliche 
Ungleichheit, mangelnden Zugang zu bezahlbarem 
Wohnraum, Missachtung von Kinderrechten sowie 
Diskriminierung und Rassismus hervor. In der Wirt-
schaftspolitik müssten angesichts der gravierenden 
planetaren Krisen umfassende Maßnahmen für trans-
formative Ansätze ergriffen werden, aufbauend auf 
den Menschenrechten. Nachdrücklich fordert er zu-
dem politische und gesetzliche Maßnahmen für Ge-
schlechtergerechtigkeit. 

Partizipation entscheidend
Ins Zentrum seiner langen Liste von Empfehlungen 
für die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung 
stellt Deva die Partizipation. Neben frühzeitiger, 
sinnvoller Konsultation von Betroffenen sollte die 
Bundesregierung auch Beschwerdemechanismen ein-
richten, um Menschenrechtsverletzungen zu verhin-
dern und anzugehen. Mit Nachdruck fordert er die 
Bundesregierung und Wirtschaftsunternehmen dazu 
auf, im Einklang mit internationalen Menschen-
rechtsstandards zu handeln.  

Gertrud Falk ist Referentin  
für Wirtschaft und Menschenrechte 
von FIAN
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